
 
 

 

 

 
Bern, 26. Oktober 2022 
 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
 
Genehmigung des Notenaustausches zwischen der Schweiz und der EU betref-
fend die Übernahme der Verordnung (EU) 2022/922 über die Einführung und 
Anwendung eines Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus für die 
Überprüfung der Anwendung des Schengen-Besitzstands und zur Aufhebung 
der Verordnung (EU) Nr. 1053/2013 (Weiterentwicklung des Schengen-Besitz-
stands) 
 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Der Bundesrat hat am 26. Oktober 2022 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, 
den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-
den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-
schaft und den interessierten Kreisen ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen 
zur Übernahme der Verordnung (EU) 2022/922 über die Einführung und Anwendung 
eines Evaluierungs- und Überwachungsmechanismus für die Überprüfung der An-
wendung des Schengen-Besitzstands und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 
1053/2013. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 9. Februar 2023. 
 
Die korrekte und einheitliche Anwendung des Schengen-Besitzstands in allen betei-
ligten Staaten ist eine wesentliche Voraussetzung für das gute Funktionieren des 
Schengen-Raumes. Die Schengen-Evaluierung stellt ein wichtiges Instrument dar, 
dieses Ziel zu erreichen. Mit der Verordnung (EU) 2022/922 wird die bisherige 
Rechtsgrundlage für die Schengen-Evaluierung (Verordnung (EU) Nr. 1053/2013) er-
setzt und inhaltlich überarbeitet. Ziel ist es, den Mechanismus zur Überprüfung der 
Anwendung des Schengen-Beistands wirksamer, flexibler und effizienter zu machen, 
ohne an den bestehenden Grundprinzipien (Bewertung unter Gleichgestellten, "Peer-
to-peer") oder dem grundsätzlichen Ablauf zu rütteln. Dennoch werden einige wich-
tige Neuerungen eingeführt, die u.a. zu einer erheblichen Verkürzung der Verfah-
rensdauer, zu einer zur Erhöhung der Verfügbarkeit der Sachverständigen sowie zu 
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einem erhöhten und gezielten Einsatz von unangekündigten und thematischen Eva-
luierungen führen. Die erhöhte politische Aufmerksamkeit, die der Anwendung des 
Mechanismus im Rat der EU zuteilwerden wird, soll dazu beitragen, die Funktionsfä-
higkeit des Schengen-Raumes zu sichern ("Schengen Governance"). 
 
Wir laden Sie ein, zum Entwurf des Bundesbeschlusses über die Genehmigung des 
Notenaustauschs zur Übernahme dieser EU-Verordnung Stellung zu nehmen.  
 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
Vernehmlassungen laufend (admin.ch). 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  
 

europarecht@bj.admin.ch 
 
Bitte geben Sie uns für allfällige Rückfragen auch eine Kontaktperson und deren Ko-
ordinaten an. 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Herr Reto Gruber (Tel. 058 
464 80 36) zur Verfügung. 
 
 
Freundliche Grüsse  
 
 
 
 
Karin Keller-Sutter 
Bundesrätin  
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